
»Das ist ein guter Tag für Bielefeld«, ju-
bilierte der Bielefelder SPD-Land-

tagsabgeordnete Günter Garbrecht vor ei-
nem halben Jahr. Grund für diese Freude:
Die Schulsozialarbeit in Bielefeld und ande-
ren Kommunen NRWs wird bis ins Jahr
2017 fortgeführt. »Schulsozialarbeit trägt
(…) dazu bei, individuelle und gesellschaft-
liche Benachteiligungen durch besondere so-
zialpädagogische Maßnahmen auszuglei-
chen«, erklärt Garbrecht und ergänzt, die
Landesregierung stehe zu ihrem Prinzip
»Kein Kind zurücklassen!«. 

Ob die Schulsozialarbeit fortgeführt wird,
stand lange in Frage. Bis Ende 2014 hatte der
Bund die Kosten als Teil des Bildungs- und
Teilhabepakets (BuT) übernommen, das es
Kindern aus Familien mit geringem Ein-
kommen ermöglichen sollte, bei Ausflügen
und Ferienfreizeiten mitzufahren, Sport-
und Musikangebote zu nutzen, am Mittag-
essen in der Schule oder im Kindergarten
teilzunehmen oder Nachhilfe zu nehmen. 

Woher nehmen, 
wenn nicht stehlen? 

Als die Finanzierung auslief, schoben sich
Bund, Land und Kommunen gegenseitig die
Verantwortung zu, wer die Kosten zukünf-
tig übernimmt – bis schließlich die rot-grüne
Landesregierung eine Förderung für die
kommenden drei Jahre in Höhe von jährlich
48 Millionen Euro zusagte. Das reicht aber
nicht. Das fehlende Geld müssen die Kom-
munen nun selbst aufbringen. In Bielefeld

Nehmt es von den Kindern
Die Zukunft der Schulsozialarbeit in Bielefeld stand lange auf der Kippe. Jetzt wird sie doch finanziert. Das finden viele gut und 
fragen lieber nicht, woher das Geld kommt. Von Ulrich Zucht
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Gelegentliches Aufploppen
Vor einem Jahr beantragte Die Linke im Rat, die Kaselowskystraße umzubennen. 
Mario A. Sarcletti hat sich das Thema auf Wiedervorlage gelegt

Immer wieder taucht er im Bielefelder Dis-
kurs zur NS-Vergangenheit auf: Richard Ka-
selowsky – Backpulver-König, Nazi, großzü-
giger SS-Spender und Stiefvater von Rudolf-
August Oetker. Erstmals 1968, als die neue
Kunsthalle auf Wunsch des »Puddingkönigs«,
der ein Drittel der Baukosten bezahlte, den Na-
men Richard-Kaselowsky-Haus erhielt. 

Nachdem die rot-grüne Ratsmehrheit im
Jahr 1998 den Namen – wie 30 Jahre zuvor gab
es heftige Diskussionen – gestrichen hatte, ver-
söhnte die Stadt ihren Ehrenbürger 2001 mit
der Umbenennung der Hoch- in Kaselowsky-
Straße. Auch dagegen wurden immer wieder
Stimmen laut. Als 2013 Historiker die Studie
›Dr. Oetker und der Nationalsozialismus‹ ver-
öffentlichten, sah ›Die Linke‹ die Zeit gekom-
men, den Namen Kaselowsky aus dem Stadt-
bild zu tilgen. Im November 2013 stellte sie ei-
nen Antrag auf Rückbenennung der Straße in
der Bezirksvertretung Mitte, im Mai 2014 im

Rat (›Viertel‹ Nr. 24). Der wurde mit großer
Mehrheit abgelehnt, auch mit den Stimmen
von SPD und Grünen, in deren Reihen es
ebenfalls Vorbehalte gegen den Namen eines
Nazis im Stadtbild gibt. ›Die Linke‹ wolle mit
dem Thema Wahlkampf machen, hieß es unter
anderem.

Georg Fortmeier, Fraktionsvorsitzender der
SPD, versprach in der Debatte drei Wochen
vor der Kommunalwahl aber, das Thema »in
der nächsten Wahlperiode wieder aufzuneh-
men«. Passiert ist seither nichts, auch von der
»breiten zivilgesellschaftlichen Diskussion un-
ter Beteiligung der Familie Oetker«, die sich
Klaus Rees (Grüne) statt einer sofortigen Um-
benennung der Straße wünschte, keine Spur.
»Es gibt eine Arbeitsgruppe beim ›Bündnis ge-
gen Rechts‹, sagt er heute auf die Frage nach
dieser »breiten« Diskussion.

Das Bündnis hatte vor einem Jahr eine Steil-
vorlage vor allem für SPD und Grüne für die
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sind das bis zum Jahr 2017 über zwei Millio-
nen Euro.

Da erinnerten sich Verwaltung und Poli-
tik an die nicht ausgezahlten BuT-Restmit-
tel aus den Vorjahren. Dass überhaupt Mittel
nicht beansprucht wurden, liegt nicht zu-
letzt am diskriminierenden und bürokrati-
schen Antragsverfahren. »Das Bildungs- und

FO
TO

: 
V

EI
T 

M
ET

TE

Ablehnung des Linken-Antrags geliefert. In ei-
nem Offenen Brief appellierte es »an die im Rat
vertretenen Parteien und Wählergemeinschaf-
ten so kurz vor der Kommunalwahl keine An-
träge zu stellen und abzustimmen, die nicht
ausreichend vorbereitet wurden«. Mehrere
Redner im Rat beriefen sich auf den Brief.
Dessen Forderung, dass der neue Rat das The-
ma »zeitnah« auf seine Agenda setzt, blieb bis-
her aber fruchtlos. Klaus Rees erklärt das so:
»Es gibt in der Kommunalpolitik auch andere
Themen. Das Thema Flüchtlinge hat für mich
zum Beispiel zur Zeit höhere Priorität.«

Ganz vergessen ist die Kaselowskystraße
aber doch nicht. »Manchmal ploppt das Thema
auf – letzte Woche haben sich zwei Studentin-
nen bei mir nach dem Thema erkundigt«, be-
richtet Rees. Demnächst könnte es noch öfter
aufploppen: In diesem Semester läuft an der
Fakultät für Geschichtswissenschaft das Pro-
jektseminar ›Bielefelder Straßennamen‹.

Unter Hakenkreuzfahnen säumten hun-
derte Schaulustige die Detmolder Stra-

ße. Sie waren an diesem 21. September 1935
gekommen, um zu sehen, wie die V. Abtei-
lung des Artillerie-Regiments Münster die
neue Lauter-Kaserne bezieht. »Überall in
deutschen Landen werden in diesen Wochen
Soldaten und Werkleute zusammenstehen,
wie wir hier heute«, hob der stellvertretende
Abteilungskommandeur Hermann Schmid
an und schmetterte: »Kasernen! Unter den
Älteren von Ihnen taucht da manche Erinne-
rung auf an harte und doch schöne Zeiten,
die für den wahrhaften Mann mit dem Wor-
te Kaserne verbunden sind. Unser Denken
gilt heute nicht der Vergangenheit, es ist in
die Zukunft gerichtet.« Es ist bekannt, wo
dieses Denken hinführte. 

Schon eine Woche zuvor hätten Soldaten
die benachbarte, ebenfalls neu errichtete
Wangenheim-Kaserne bezogen, schreibt
Volker Parr, dessen ›Chronik der Garnison
Bielefeld‹ aus dem Jahr 1981 die einzige Ver-
öffentlichung zum Thema ist. Die Lauter-
und die Wangenheim-Kasernen wurden in
nicht einmal einem Jahr für rund 5,25 Mil-
lionen Reichsmark aus dem Boden ge-
stampft. Allein an der Lauter-Kaserne arbei-
teten 800 Handwerker, so Parr. 

Garnisionsstadt Bielefeld

Der Bauboom fußte auf dem Garnisonsver-
trag von 1934. Der sah vor, dass wieder
Truppen fest nach Bielefeld verlegt werden
sollten, die Teuto- also wieder eine Garni-
sonsstadt sein sollte. Im Gegenzug verpflich-
tete sich Bielefeld, dem Reich geeignete Bau-
gelände für Kasernen kostenlos zur Verfü-
gung zu stellen, das Militär Sportstätten und
Schwimmbäder nutzen zu lassen und für Of-
fizierswohnungen zu sorgen. 

Die ersten Truppen trafen zwar schon
1934 ein. Öffentlich sei die Wehrmacht aber
erstmals an einem Heldengedenktag im März
1935 aufgetreten, schreibt Parr. Über deren
»intensive Aufbauarbeit« konnten die Biele-
felderInnen schon einen Tag zuvor in den
Tageszeitungen lesen: »Die Formationen der
Wehrmacht haben sich nach dem Willen des
Führers, dessen Wille zugleich Deutschlands
Wille ist, gebildet, und stehen überall in un-
serem Vaterlande bereit, ihre endgültigen
Standquartiere zu beziehen.«

An denen mangelte es aber anfangs. Des-
halb wurden für die Soldaten zunächst Not-
unterkünfte angemietet – zum Beispiel in der
Lessing-Oberrealschule in der Paulusstraße
oder im Obdachlosenasyl ›Schwarze Rose‹ in
der Heeper Straße. Und es wurde gebaut.
Nicht nur an der Detmolder Straße, an der
Oldentruper Straße begannen 1935 die Ar-
beiten an der Langemarck-Kaserne. Benannt
war sie nach einer Schlacht des Ersten Welt-
krieges in Belgien, wo 1914 etwa 2.000 vor-
wiegend junge Freiwillige und Ersatzreser-

visten ›für Gott, Kaiser und Vaterland‹ geop-
fert wurden. Ein Gemetzel, das schon das
Deutsche Reich und später auch die Nazis
zum Mythos verklärten. 

Beim Bau der neun Hektar großen Lange-
marck-Kaserne arbeiteten auffällig viele aus-
wärtige Firmen, fand Volker Parr heraus und
führt den »erheblichen Mangel an Facharbei-
tern« auf den gleichzeitigen Bau mehrerer
Kasernen zurück. Das allein dürfte es aber
nicht gewesen sein, ist sich der Historiker
Reinhard Vogelsang sicher. Er weist darauf
hin, dass zur selben Zeit wie die Kasernen
auch Firmengebäude, das Finanzamt und
jährlich bis zu 900 Wohnungen hochgezogen
wurden.

Auf jeden Fall sorgte die Wehrmacht für
viele Aufträge: die Bülow-Kaserne in der
Detmolder Straße, Divisionsstabsgebäude,
Offiziersheim, Barackenlager, Heeresver-
pflegungsamt und noch mehr. Auch die Lan-
gemarck-Kaserne wurde fertig. Sogar für die
künstlerische Gestaltung hatten die Erbauer
Sinn. Sie ließen über dem Wirtschaftsgebäu-
de der Kaserne die noch heute gut sichtbaren
Plastiken anbringen, die einen Arbeiter, einen
Soldaten und einen Bauern symbolisieren.
Beim Richtfest nannte Oberbürgermeister
Friedrich Wilhelm Budde (NSDAP) die Ka-
serne einen »Markstein in der Geschichte Bie-
lefelds« und schwadronierte über die »Pflege
des Mannestums« und »eiserne Einsatzbereit-
schaft«, die nur einem einzigen Zweck diene,
nämlich den »friedlichen Aufbau unseres Va-
terlandes zu schirmen und zu schützen«. 

Es kam bekanntlich anders. Die Bielefelder
Truppen erhielten am 25. August 1939 den
Mobilmachungsbefehl. Zwei Tage später
verließen sie mit der Bahn die Stadt – und
fanden sich bald im Krieg wieder. Nach der
Befreiung vom Naziregime nutzte britisches
Militär die Kasernen. Die Wangenheim- und
Lauter-Kasernen hießen dann Catterick-Bar-
racks, die Langemarck-Kaserne Rochdale
Barracks. Teile dieser Kasernen wurden Mit-
te der 90er Jahren umgenutzt. So entstand et-
wa an der Detmolder Straße 280 das ›Elfrie-

Teilhabepaket ist völlig vermurkst und nicht
zu reparieren. Es wird entsprechend auch
nur unzureichend abgerufen«, erklärte
jüngst der nordrhein-westfälische Landes-
vorsitzende des Paritätischen Wohlfahrts-
verbandes Ulrich Schneider. »Die Wege sind
zu bürokratisch, die 10-Euro-Gutscheine im
Monat für den Sportverein oder die Musik-
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de-Eilers-Zentrum‹, die Zentrale des Netz-
werkes der AWO OWL. Und an der Olden-
truper Straße ein Wohnquartier. 

Derzeit ziehen die Briten ihre Truppen aus
Deutschland ab; zuletzt werden sie Bielefeld

verlassen. 15 Liegenschaften auf 62 Hektar
werden frei, darunter sind auch zwei Kaser-
nen und fast 470 Wohnungen. Eine große
Chance für die Stadt, findet die Bürgerinitia-
tive für sozialökologische Stadtentwicklung. 

Vollsperrung Jöllenbecker

Wasserspiel kommt

Im Bürgerpark bauen die Stadtwerke ab
diesem Frühjahr ein Wasserspielplatz.
Und die Stadtwerke übernehmen dafür
sogar alle Kosten. Anlass: Das 125-jährige
Jubiläum der ersten Wasserversorgung in
Bielefeld. 

Von April bis November wird die Jöllen-
becker Straße in beide Richtungen ge-
sperrt. Der Kanal zwischen Weststraße
und Heisenbergweg wird saniert, aber
wegen einer neuen »Arbeitsstättenregel
über Straßenbaustellen« droht dann der
Verkehrskollaps: Weil das Baustellenper-
sonal vor den Gefahren des Verkehrs ge-
schützt werden soll.
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Das Ideal: Arbeit mit Kindern. Dabei müssen Schulsozialarbeiter Eltern oft zeigen, wie sie kompli-
zierte Anträge stellen.

Die Garnison Bielefeld wurde
nach dem Ersten Weltkrieg
aufgelöst. Aber die Nazis 
bauten die Stadt als Militär-
standort wieder auf – größer
als zuvor. Von Silvia Bose

FO
TO

: 
RO

U
V

EN
 R

ID
D

ER

Auf dem Weg zum Krieg

schule geradezu beschämend niedrig.« Die
Gewährung der Hilfe ist oft von der Kulanz
der Sachbearbeiter vor Ort abhängig – so
wird Soziales Recht wieder zur bittstellen-
den Fürsorge, die nicht mehr auf gesicher-
tem Rechtsanspruch beruht. Der Verband
fordert deshalb die Abschaffung des Bil-
dungs- und Teilhabepaketes und stattdessen
einen einklagbaren Rechtsanspruch auf Teil-
habe im Kinder- und Jugendhilfegesetz.

Bei diesem Verfahren wundert es nicht,
dass Mittel übrig blieben. Und weil die Bun-
desregierung nicht vorgegeben hat, wie diese
Restgelder zu verwenden sind, kann es jetzt
in der Verwaltungsvorlage für die Fortfüh-
rung der Schulsozialarbeit heißen: »Dem
Haushalt der Stadt Bielefeld entsteht keine
zusätzliche Belastung, da die Restmittel
BuT-Schulsozialarbeit bereits zur Projektfi-
nanzierung an die REGE mbH transferiert
wurden und – die sich in der Rücklage im
Sozialamt befindlichen Mittel – bereits im
Jahr 2011 zugeflossen sind.«
Ulrike Gieselmann von der Sozialberatungs-
stelle Widerspruch e.V. ärgert, wie das Geld
umgewidmet wird. Sie hatte schon vor drei
Jahren in einem Offenen Brief an den Sozi-
aldezernenten der Stadt gefordert, »jedem
der 17.775 berechtigten Kinder einen ein-
maligen Beitrag von 125 Euro direkt und
unbürokratisch auszuzahlen.« Stattdessen be-
raten jetzt Schulsozialarbeiter Eltern, wie sie
die komplizierten BuT-Anträge stellen kön-
nen.

Bitte mit Öffentlichkeit
Die Briten ziehen ab. Daraus ergeben sich Chancen für die
Stadtentwicklung. Eine Initiative will sie nutzen. Aber die Stadt
stellt sich taub. Von Silvia Bose 

Hinter verschlossenen Türen wurden An-
fang März schon mal die Weichen gestellt:
Da traf sich Baudezernent Gregor Moss
mit Vertretern von vier Wohnungsgesell-
schaften, Sparkasse, Volksbank, Mieter-
bund und Haus&Grund und gab seine
Vorstellungen darüber zum Besten, was
nach dem Abzug der Briten mit den frei
werdenden Liegenschaften passieren
soll. 

Die im Dezember gegründete Bielefel-
der Initiative für sozialökologische Stadt-
entwicklung (BISS) wäre gern dabei ge-
wesen. Der Zusammenschluss von Einzel-
personen und Mitgliedern verschiedener
Gruppen und Initiativen will die histori-
schen Chancen, die sich aus dem Abzug
der Britischen Rheinarmee Ende
2019/2020 ergeben, für eine ökologische
und soziale Stadtentwicklung nutzen (sie-
he ›Viertel‹ Nr.26). 

Die BISS hatte in einem ersten Schritt
Baudezernent Gregor Moss um ein Ge-
spräch gebeten – und keine Reaktion be-
kommen. Spätere Briefe an Oberbürger-
meister Pit Clausen und alle Ratsfraktio-
nen und -gruppen blieben bis
Redaktionsschluss ebenso unbeantwor-
tet. Und natürlich war die BISS nicht an
den Tisch mit der Wohnungswirtschaft
und möglichen Financiers geladen wor-
den. Was der Initiative aber von für ge-

wöhnlich gut unterrichteten Kreisen zu
Ohren kam, erfüllte so ziemlich die
schlimmsten Befürchtungen der enga-
gierten BürgerInnen: 

Demnach sollen die rund 470 Wohnun-
gen der Briten nicht zur Konversionsmas-
se gehören, sondern von der Bundesan-
stalt für Immobilienaufgaben (BIMA)
meistbietend verkauft werden. Auf dem
Kasernengelände an der Oldentruper
Straße sollen etwa 400 Wohnungen entste-
hen. Schon Ende April sollen sich Vertre-
ter von Stadt, Wohnungswirtschaft und BI-
MA vor Ort treffen. Dann wird ein Gesamt-
konzept entwickelt, der Politik vorgelegt
und ein Ratsbeschluss herbeigeführt. Bür-
gerbeteiligung, wie sie die BISS einfor-
dert, ist demnach nicht vorgesehen. »Das
ist ein Skandal«, heißt es bei der BISS. 

Die Initiative hofft jetzt, dass sich die Po-
litik doch noch rührt und sich die Verwal-
tung eines Besseren besinnt und die Bür-
gerInnen beteiligt. Die BISS jedenfalls
steht zu ihrem Angebot, gemeinsam mit
der Stadt eine Veranstaltung vorzuberei-
ten. Im Herbst könnten dann VertreterIn-
nen von Initiativen und Planungsverant-
wortliche anderer Städte über ihre Erfah-
rungen berichten und Konversions- und
Wohnmodelle vorstellen. Denn da gibt es
viele gute Beispiele, von denen Bielefeld
lernen und profitieren könnte. 


